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Gemeinde-Bauordnung 

Auch der zweite Vorschlag der Gemeinde verworfen 
Nachdem die Stimmbürger von Trie-
senberg am vergangenen Wochen­
ende (in aller Stille) auch den zwei­
ten Vorschlag der Gemeinde für die' 
Einführung einer Bauordnung mit 
168 Nein gegen 129 Ja ablehnten, 
wird nun die Regierung gemäss Lan-
desbaugesetz eine Bauordnung er­
lassen. Die Bauordnung der Regie­
rung bleibt so lange in Kraft, bis 
sich die Triesenberger auf eine eige­
ne Lösung geeinigt haben. 

Wie Regierungschef Dr. Walter  
K i e b e r im Rahmen des Pressege­
sprächs vom, Dienstag unterstrich, 
wird die von  der Regierung zu be-
schliessende Bauordnung für Trie-
senberg das Minimum dessen ent­
halten, was heute notwendig ist, u m  
einer wilden, 

Ueberbauung vorzubeugen. Nach 
Meinung des Regierungschefs ist 
und bleibt es in erster Linie eine 
Sache der Gemeinden, sich im Rah­
men des Baugesetzes jene Ein­
schränkungen aufzuerlegen, welche 
für eine geordnete Entwicklung un­
vermeidlich sind. Triesenberg ist die 
einzige der elf Gemeinden unseres 
Landes, die bis heute noch keine 
Bauordnung zustande brachte, die 
bei den Stimmbürgern Beifall oder 
mindestens Zustimmung gefunden 
hätte. 

Presse-
Gespräch 
Trotz Ferienzeit fand am 
Dienstag wie gewohnt das 
monatliche Gespräch zwi­
schen Vertretern der einhei­
mischen Presse und der Re­
gierung statt, die (ebenfalls 
ferienbedingt) allerdings nur 
mit zwei Ministem, dem Re­
gierungschef und Regie­
rungsrat Hans Gassner ver­
treten war. 

Folgende  T h e m e n  k a m e n  
d a b e i  (teilweise in s e h r  a n g e ­
reg te r  Form) zu r  S p r a c h e :  
# Die n u n  zu e r w a r t e n d e  
Bauordnung  für  Tr iesenberg .  
N a c h d e m  d i e  S t immbürger  
d e r  Walse rgemeinde  a m  Wo­
c h e n e n d e  a u c h  d e n  zweiten 
Vorschlag  d e r  G e m e i n d e  zur  
Einführung e iner  Bauordnung  
a b g e l e h n t  haben ,  m u s s  d i e  
Regierung n u n  aufgrund  d e s  
B a u g e s e t z e s  unabhäng ig  von 
d e r  G e m e i n d e  Bauvorschrif­
t e n  e r l a s s e n .  
# Die bevorstehende 9. Re­
vision der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung und 
der auf den I.Januar 1977 
wirksam werdende Teue­
rungsausgleich auf Renten; 
9 F ragen  im Z u s a m m e n h a n g  
mit  d e m  Sport ,  i n s b e s o n d e r e  
mit d e m  Spi tzenspor t  in 
Liechtenste in;  
# erneut das Problem der 
medizinischen Versorgung, 
insbesondere im Zusammen­
hang mit dem angeblich feh­
lenden Willen der Aerzte zum 
Hausbesuch, und 
# d ie  n e u e s t e n  Initiativen 
d e r  Umweltschutz-Vereini­
g u n g e n  in S a c h e n  Dre i schwe­
stern-Luftseilbahn. 

Eine «Notlösung» 
Der Regierungschef bezeichnete die 
nun anstehenden Massnahmen der 
Regierung als eine «Notlösung», die 

unkontrollierten ' keineswegs seinen Beifall findet. Er 
zeigte sich im Zusammenhang mit 
den Bauordnungen in den Gemein­
den als vehementer Verfechter der 
Gemeindeautonomie. Das Land bzw. 
die Regierung könne und wolle mit 
ihren Bauvorschriften lediglich den 
minimalen Rahmen für eine Bau­
ordnung zur Verfügung stellen. Die 

Ausgestaltung im Detail müsste und 
sollte immer eine Sache der Ge­
meinden selbst bleiben. Dr. Walter 
Kieber bedauerte es ausdrücklich, 
dass die bisherigen Bemühungen der 
Gemeinde nicht erfolgreich waren. 
Auf der anderen Seite würde e r  es 
als unzumutbar ansehen, dass sich 
alle übrigen Gemeinden des Landes 
mit den beschlossenen Bauordnun­
gen Selbstbeschränkung auferlegt 
haben, während in  Triesenberg 
theoretisch alles erlaubt wäre. 

Bemühungen der Gemeinde 
Dr. Walter  Kieber würdigte gleich­
zeitig die Bemühungen der Gemein­
de Triesenberg, dieses Problem an 
die Hand zu nehmen und  zu lösen. 
So wurde nach langer Vorberei­
tungszeit im März dieses Jahres ein 
Zonenplan und eine Bauordnung zur 
Beschlussfassung an die Stimmbür­
ger überwiesen. Mit 242 Nein gegen 
122 J a  wurde der  Antrag der Ge­
meinde am 19. März hoch verwor­
fen. Das damalige Nein der Stimm­
bürger löste automatisch eirte Frist 

von drei Monaten aus, die der Ge­
meinde für eine neuerliche Be­
schlussfassung eingeräumt wurde. 
Die Gemeinde Triesenberg nützte 
diese Frist und brachte dann (am 
letzten Wochenende) leinen neuen, 
gemilderten Vorschlag ein, der  zwar 
ebenfalls verworfen wurde, im Ver­
gleich mit der März-Abstimmung 
aber wesentlich mehr Befürworter 
fand. 

Minimallösung 
Die Regierung wird nun noch einmal 
eine Ueberarbeitung der  am Wo­
chenende relativ knapp verworfe­
nen Bauordnung vornehmen und 
dann Vorschriften in Kraft setzen, 
die eine Minimallösung darstellen. 
Das hei&st, dass die provisorische 
Bauordnung für Triesenberg effek­
tiv nur die Grundsätze erhalten 
wird, die überall im Lande gelten. 
Es wird Sache der Triesenberger 
sein, früher oder später eigene, ins 
Detail gehende Lösungen zu finden. 
Wenn die Gemeinde ihrerseits eine 
Bauordnung zustande bringt, wird 
die jetzt vorbereitete Regierungs-
Verordnung automatisch wieder 
ausser Kraft gesetzt. 

Anlehre, Stufenlehre, 
Berufsmittelschule 
Günther Meier über das neue Berufsbildungs-Gesetz (IV) 
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Neben der herkömmlichen Berufs­
lehre bietet das neue Berufsb% 
dungsgesetz auch die Möglichkeit 
zur Berufsausbildung über eine An­
lehre, eine Stufenlehre oder die zu­
sätzliche Ausbildung über die Be­
rufsmittelschule an. Alle diese Aus­
bildungsgänge sind eher neueren 
Datums, noch nicht überall durchge­
setzt. Nicht zuletzt auf Grund dieser 
Erprobungsphase bewegen sich die 
Bestimmungen des Gesetzes sehr 
vorsichtig über diese Ausbildungs­
wege. » 
Anlehre — verkürzte Lehre 
Das Ausbildungsreglement des 
schweizerischen Bundesamtes für 
Industrie, Gewerbe und  Arbeit 
(BIGA) führt eine lange Liste von 
Anlehren, also verkürzte Lehren mit 
entsprechend geringeren Anforde­
rungen, an. Der Gesetzgeber musste 
sich entscheiden zwischen den zwei 
kontroversen Meinungen in bezug 
auf die Anlehre: Auf der  einen Seite 
soll die Zulassung zu einer Anlehre 
auf jene Jugendlichen beschränkt 
werden, die den Anforderungen 
einer Normallehre nicht gewachsen 
sind. Insbesondere wird dabei an 
Hilfsschüler gedacht, denen damit 
die Möglichkeit geboten werden 
soll, eine anerkannte, angemessene 
berufliche Ausbildung zu erhalten. 
Auf der anderen Seite wird die Mei­
nung vertreten, dass sich ein Ju­
gendlicher frei für eine Kurz- oder 
Normallehre entscheiden können 
sollte, weil ja  die heutige Wirtschaft 
nicht nur  den qualifizierten Fach­
arbeiter, sondern auch den Ange­
lernten, de r  über  dem Hilfsarbeiter 
steht, benötigt. 

Die Landtagskommission h a t  sich 
zum Entscheid durchgerungen, dass 
die eigentliche Berufslehre für den 
normal entwickelten Jugendlichen 
als ordentlicher Ausbildurigsweg er­

halten bleiben soll. Im Gesetz heisst 
es denn auch, dass Jugendliche, wel­
che ihre" Schulpflicht erfüllt haben, 
jedoch auf Grund ihres Gesund­
heitszustandes, ihrer Entwicklung 
oder anderer Umstände den Anfor­
derungen einer ordentlichen Berufs­
lehre nicht oder noch nicht gewach­
sen sind, durch eine Anlehre eine 
Ausbildung erhalten können. Jedes  
Anlehrverhältnis " bedarf zu seiner 
Gültigkeit eines vom Amt für Be­
rufsbildung ausgearbeiteten beson­
deren Vertrages, worin die Art, die 
Dauer und die Vergütung enthalten 
sind. A m  Schluss" de r  Anlehre, die 
im Normalfall nicht über zwei Jahre  
Ausbildungszeit hinausreicht, steht 
eine vom Amt für: Berufsbildung in  
Zusammenarbeit mit Fachleuten or­
ganisierte Prüfung. Auf Grund die­
ses Resultates wird dem Angelern­
ten ein Zeugnis ausgestellt. 

.Stufenlehre. , 
Die Stufenleihre ist gekennzeichnet 
durch eine Aufteilung des Lehrstof­
fes in verschiedene Abschnitte, die 
für sich selbst ein abgeschlossenes 
Ganzes bilden können. Im ersten 

Teil einer Stufenlehre wird eine 
Grundausbildung vermittelt, welche 
einen Abschluss, aber auch eine 
Weiterführung der Lehre ermög­
licht. Die unterschiedliche Dauer der 
Ausbildung und der stetig sich in 
den Anforderungen steigernde Lehr­
stoff kommt den individuellen Be­
dürfnissen und Fähigkeiten des 
Lehrlings weitgehend entgegen. 
Trotzdem hat sich diese differenzie­
rende Ausbildungsmöglichkeit bis­
he r  noch nicht durchgesetzt. Das 
Berufsbildungsgesetz ermöglicht 
grundsätzlich die Ausbildung in 
einer Stufenlehre, bestimmt jedoch, 
dass jede Stufe einen Ausbildungs-
abschluss zu bieten habe, der zur 
Ausübung einer entsprechenden 
fachlichen Berufstätigkeit befähige. 
Nach der Grundausbildung verlangt 
das  Gesetz, unter der Annahme der 
Eignung eines Lehrlings, die Mög­
lichkeit zur Fortsetzung in  einer 
weiterführenden Stufe. 

Zweck und Ziel der 
Berufsmittelschule 
Die Berufsmittelschule, in welche et­
w a  10 bis 15 Prozent der begabteren 
Lehrlinge aufgenommen werden, 
hat te  nach der ursprünglichen Kon­
zeption zum Ziele: Einmal wollte sie 
durch zusätzlichen Unterricht (ne­
b e n  der  normalen Berufsschulzeit 
einen zusätzlichen Schultag) die all­
gemeine Schulbildung erweitern, um 
so eine Alternative zur Mittelschul­
bildung zu bieten. Zum andern woll­
t e  sie eine Vorbereitung für den 
nachfolgenden Besuch einer höheren 
Schule, eines Technikums oder einer 
Höheren Wirtschafts- oder Verwal­
tungsschule sein. Heute ha t  sich der, 
Akzent weitgehend auf die zweite 
Zielsetzung verlagert, weil die Be­
ruf smittelschüle die Voraussetzung 
für den prüfungsfreien Uebertritt an. 
Höhere Vollzeit-Berufsschulen, bei-

Unser Team 
in Groningen 
Häute: Martha Bühler 
Unter dieser Rubrik werden 
wir in den kommenden Aus­
gaben die Teilnehmer vorstel­
len, welche unser Land am 
«Spiel ohne Grenzen», wel­
ches am 8. September in 
Groningen stattfindet, vertre­
ten werden. 

Martha  Bühler, 25jährig, h a t  
ihre Karriere a l s  Spi tzen­
sport ler in  frühzeitig a b g e b r o ­
chen ,  w a s  s i e  übr igens  im 
Nachhinein  nicht  bedaue r t .  

Nach  ihrem 10. Rang  in d e r  
Olympia-Abfahrt in S a p p o r o  
1972 t r a t  s i e / z u r ü c k .  Heu te  
bet re ib t  s i e  d a s  Skifahren n u r  
n o c h  a l s  Hobby. Und w e n n  
s i e  Zeit  f indet  — s ie  leitet 
nun in ihrem El ternhaus ein 
Garni-Hotel — widmet  s i e  
s ich  ihren wei te ren  Hobbies ,  
nämlich d e m  Reisen u n d  d e r  
Handarbei t .  

Als s ie  n a c h  vierjähriger 
P a u s e  w i e d e r  zu trainieren 
begann ,  um s ich  auf Gronin­
g e n  vorzuberei ten,  ha t t e  s i e  
anfänglich d o c h  Schwier ig­
keiten. Aber  nun  fühlt s i e  s i ch  
w iede r  fit u n d  hofft, d a s s  u n ­
s e r  T e a m  g u t  a b s c h n e i d e n  
wird. Allerdings soll ten d i e  
Erwar tungen nicht  zu  h o c h  
g e s c h r a u b t  werden,  meint  
sie, d a  bei  d i e s e n  Spielen d a s  
Glück e n t s c h e i d e n d  ist. Mar­
t h a  freut  s i c h  auf Groningen.  
Es m a c h t  ihr a u c h  S p a s s  mit 
d e m  T e a m  z u  trainieren, u n d  
s i e  hofft, d a s s  einige Dutzend 
Sch lach tenbummler  u n s e r e  
Mannschaf t  n a c h  Groningen 
beglei ten w e r d e n .  

spielsweise das Neutechnikum 
Buchs, schafft. 

Entgegen anderen Meinungen im 
Verlaufe der Eintretensdebatte hat 
sich die Kommission für das Recht 
des Lehrlings zum Besuch der Be­
rufsmittelschule ausgesprochen, so­
fern dieser die notwendigen Vor­
aussetzungen erfüllt. Allerdings 
wird dem Lehrmeister die Berechti­
gung zugestanden, bei auftretenden 
Schwierigkeiten, welche einen er­
folgreichen Abschluss in Frage stel­
len könnten, beim Amt für Berufs­
bildung die Untersagung des weite­
ren Besuchs der  Berufsmittelschule 
zu beantragen. 

Schöner 
wohnen 
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